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1. Vorwort 
 
Die Frage, ob Eingemeindungsverträge noch zeitgemäß sind oder 
Auslaufmodelle, treibt sämtliche Gemeinden in Baden-Württemberg um. 
Sie sind verbunden mit Zusagen die manche Gemeinde vor Probleme 
stellt. In finanzieller, organisatorischer und personeller Hinsicht müssen 
sie einen großen Aufwand betreiben, um die Zusagen einzuhalten. Es ist 
nur allzu verständlich, dass die Gemeinden nach einer Lösung suchen, 
diesen Aufwand zu minimieren. Doch können sie und vor allem dürfen sie 
das? Sind sie berechtigt die Eingemeindungsverträge als Auslaufmodelle 
zu betrachten? 
Wie stellt man fest, ob etwas noch zeitgemäß ist oder schon ein 
Auslaufmodell? In der Autoindustrie definiert sich ein Auslaufmodell 
dadurch, dass es durch ein neues Modell ersetzt wird. Dennoch gibt es 
Modelle, wie z.B. die Mercedes G-Klasse, die zwar technisch immer 
wieder auf den neuesten Stand gebracht werden, aber seit 40 noch nicht 
ersetzt wurden. Doch gilt für einen Eingemeindungsvertrag dasselbe wie 
für ein Automodell? Kann er ersetzt werden? Gibt es überhaupt 
Alternativen nach so langer Zeit? 
40 Jahre – man muss sich einmal vor Augen führen, was in 40 Jahren 
alles passiert: 
 
- es kommen zwei neue Generationen Menschen zur Welt.  
- es wird mindestens zehn Mal der Bundestag neu gewählt.  
- mindestens acht Mal ein neuer Landtag und mindestens fünf Mal in 
jeder Gemeinde ein neuer Bürgermeister gewählt.  
 
In der heutigen, schnelllebigen Zeit fühlen sich 40 Jahre wie eine Ewigkeit 
an. Es war ein anderes Zeitalter, ohne Internet, Smartphone und 
Computer, noch nicht mal Farbfernseher waren in jedem Haushalt üblich.  
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Man sollte also meinen nach 40 Jahren hat sich die Denkweise der 
Menschen geändert und an die heutigen Verhältnisse angepasst. Nach 40 
Jahren kam Richard von Weizäcker, der Bundespräsident der 
Bundesrepublik Deutschland, am 08. Mai 1985 in seiner Rede zum 40. 
Jahrestag der Kapitulation Deutschlands im 2. Weltkrieg, zu einer 
grundlegenden Änderung der Sichtweise auf das Kriegsende in 
Deutschland. Er sprach vom „Tag der Befreiung vom 
menschenverachtenden System der nationalsozialistischen 
Gewaltherrschaft“.1 Bis zu diesem Zeitpunkt wurde der 8. Mai 1945 als 
Tag der totalen Niederlage betrachtet. Man könnte davon ausgehen, dass 
die Menschen in Deutschland aus der Geschichte Lehren gezogen haben 
und ihr Verhalten in Bezug auf die vor ca. 40 Jahren stattgefundene 
Gemeindereform, was durchaus einfacher erscheint als die Betrachtung 
des 2. Weltkriegs, an das Jahr 2016 angepasst haben. Doch sie wird 
zuweilen immer noch sehr kritisch betrachtet. 
1975, also vor genau 41 Jahren, trat das „Dritte Gesetz zur 
Verwaltungsreform (Allgemeines Gemeindereformgesetz)“2 und das 
„Gesetz zum Abschluss der Neuordnung der Gemeinden (Besonderes 
Gemeindereformgesetz)“3 in Kraft. 
Trotz dieses langen Zeitabschnitts sind die Reformen in den Gemeinden 
Baden-Württembergs in den 1970er Jahren noch immer Gesprächsthema 
und relevant. Die Gemeinden, die damals gebildet wurden, sind immer 
noch nicht zu 100% zusammengewachsen. Vielerorts findet man noch 
immer ein mehr oder weniger stark ausgeprägtes „Kirchturmdenken“ in 
den einzelnen Ortschaften, die vor 40 Jahren noch selbständig waren. 
Viele Eingemeindungen wurden damals per Eingemeindungsvertrag 
                                                          
1
 Anlage 24, Rede von Richard Weizsäcker anlässlich der Gedenkveranstaltung im 
Plenarsaal des Deutschen Bundestages zum 40. Jahrestag des Endes des Zweiten 
Weltkrieges in Europa am 8. Mai 1985 in Bonn, Seite 2. 
2
 vom 09.07.1994 (GBl. S. 237). 
3
 vom 09.07.1994 (GBl. S. 248). 
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beschlossen. In diese Verträge flossen große Versprechen ein, um die 
Aufgabe der Selbständigkeit für die meist kleinere Gemeinde 
schmackhafter zu machen. Waren mehrere Gemeinden beteiligt und fand 
die Eingemeindung nacheinander und nicht zeitgleich statt, versuchten die 
Gemeinden, die später eingemeindet wurden, natürlich noch mehr 
Versprechungen in den Verträgen auszuhandeln. Von einem Basar zu 
sprechen wäre übertrieben, jedoch waren es manchmal nicht immer nur 
sachliche Argumente, die bei den Verhandlungen zu Tage kamen. Wer 
jetzt annimmt, dass die Verträge nach 40 Jahren keine rechtliche 
Gültigkeit bzw. Relevanz besitzen, der täuscht sich sehr. Die Gemeinden 
und ihre Teilorte (die früheren, selbständigen Gemeinden) ziehen nicht 
selten vor Gericht, um die Ansprüche aus den Verträgen durchzusetzen. 
Diese Arbeit soll diesen Aspekt der Eingemeindungsverträge untersuchen. 
Wie kam es zu dieser Entwicklung? Welchen Wert haben diese Verträge 
noch? Warum pochen manche Teilorte immer noch auf die alten 
Abmachungen? Sollte nach 40 Jahren nicht ein großes Miteinander 
vorherrschen? 
 
Die Untersuchung stelle ich anhand des historischen Ablaufs der 
Gemeindereform am Ende der 1960er und zu Beginn der 1970er Jahre 
dar. Dann zeige ich den Ablauf am Beispiel der Stadt Neresheim. Im 
darauffolgenden Kapitel führe ich die Unterschiede der verschiedenen 
rechtlichen Grundlagen der Zusammenarbeit zwischen der Gemeinde und 
ihrer Teilorte auf. Es folgen noch einige Beispiele, welche die Probleme 
verdeutlichen sollen. Am Ende zeige ich in einem Fazit, ob die 
Eingemeindungsverträge noch notwendig sind oder sie schon längst 
aufgelöst gehören, also noch zeitgemäß oder ein Auslaufmodell sind. 
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Um die Lesbarkeit der vorliegenden Bachelorarbeit zu erhöhen, wird auf 
die sonst übliche weibliche und männliche Schreibweise verschiedener 
Ausdrücke verzichtet. Es ist jedoch jedes Mal auch die weibliche Form 
gemeint. Auf die Unterscheidung zwischen Stadt und Gemeinde wird in 
der ganzen Arbeit verzichtet, es ist jedoch immer beides gemeint. 
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2. Geschichte der Gemeindegebietsreform in 
Baden-Württemberg 
 
Die Eingemeindungsverträge haben ihren Ursprung in der 
Gemeindegebietsreform. Wozu war eine Gemeindegebietsreform nötig 
und wie kam es dazu? Genau dieser Frage soll im folgenden Kapitel 
nachgegangen werden. 
 
Die Diskussion über eine Gemeindegebietsrefom kam erstmals Ende der 
1960er Jahre auf. Zu diesem Zeitpunkt befand sich der Zuschnitt der 
Gemeinden in Baden-Württemberg noch auf dem Stand des 19. 
Jahrhunderts oder noch früher.4 
Diese Zuschnitte richteten sich meist an die örtlichen geographischen 
Gegebenheiten oder an die seit Jahrhunderten feststehenden Grenzen. 
Die Folge daraus war eine Vielzahl kleiner und kleinster Gemeinden. 
Durch die geschichtliche Entstehung dieser Gemeinden konnten keine 
effektiven Einheiten zur Versorgung der Bürger gebildet werden. Die 
kleinen Gemeinden konnten den gestiegenen Leistungsansprüchen der 
Bevölkerung, die mit der Zeit nach der Industrialisierung und der beiden 
Weltkriege wuchsen, in keiner Weise gerecht werden.5 
 
2.1 Ziele der Gemeindegebietsrefom  
 
Die Verwaltung musste auf den gewachsenen Wohlstand und die 
erhöhten Ansprüche der Bevölkerung in den 1950er und 1960er Jahre  
 
 
                                                          
4
 Vgl. Bulling, Die Verwaltungsreform in Baden-Württemberg, DÖV, 1975, S. 338. 
5
 Vgl. Schielke, Die Reichweite der Bindungswirkung von Zusagen in 
Eingemeindungsverträgen der Gebietsreform in Baden-Württemberg, 2012, S. 23. 
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angepasst werden. Zudem sollte die in Art. 28 Abs. 2 Satz 1 GG 
festgeschriebene kommunale Selbstverwaltung gestärkt werden.6  
Um dies zu erreichen, mussten die „qualitativen und quantitativen 
Unterschiede der Leistungs- und Verwaltungskraft leistungsstarker und 
leistungsschwacher Gemeinden abgebaut7 werden. In der Zielplanung für 
die Gemeindegebietsreform der Landesregierung war von größeren 
örtlichen Verwaltungseinheiten die Rede, die geschaffen werden müssten, 
um die kommunale Grundausstattung wirtschaftlich zu nutzen.8 
Durch die größere Mobilität der Menschen sollten sich die neuen 
Verwaltungseinheiten mit den neuen Lebensbereichen der Menschen 
decken. Für die neu benötigte Infrastruktur musste einheitlich geplant und 
diese ausgebaut werden. Auch konkrete Zahlen wurden genannt. Die 
Mindestgröße einer Gemeinde sollte 8.000 Einwohner betragen und 
20.000 Einwohner die Einwohnergrenze zur Stadt sein. 
 
2.2 Wirtschaftliche Ursachen  
 
Durch die entstandenen Großbetriebe und Konzerne im 19. Jahrhundert 
stieg die Bevölkerungszahl in den wirtschaftsstarken Gemeinden sehr an. 
Hierfür mussten die Gemeinden entsprechenden Wohnraum schaffen. 
Somit waren viele Gemeinden Ende der 1960er Jahre mit ihrer 
Ausdehnung bis an die Gemarkungsgrenzen vorgestoßen. In dicht 
besiedelten Gebieten, wie z.B. dem Großraum Stuttgart, entstanden so  
 
 
 
                                                          
6
 Vgl. Schielke, Die Reichweite der Bindungswirkung von Zusagen in 
Eingemeindungsverträgen der Gebietsreform in Baden-Württemberg, 2012, S. 29 f. 
7
 Schielke, Die Reichweite der Bindungswirkung von Zusagen in 
Eingemeindungsverträgen der Gebietsreform in Baden-Württemberg, 2012, S. 29. 
8
 Vgl. Schielke, Die Reichweite der Bindungswirkung von Zusagen in 
Eingemeindungsverträgen der Gebietsreform in Baden-Württemberg, 2012, S. 30. 
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zusammenhängende Wirtschaftsräume, deren Verwaltungen, aufgrund 
der jeweiligen Zuständigkeiten, unwirtschaftlich waren.9  
Kleine Gemeinden und ländlich geprägte Gemeinden dagegen wurden vor 
allem in der Zeit der Industrialisierung von den Einwohnern verlassen, um 
in die großen Industriestädte zu gehen, in denen es Arbeitsplätze für sie 
gab. 
Gleichzeitig ging, bedingt durch die steigende Einwohnerzahl und die 
immer größer werdenden Industriebetriebe der Platz in den 
wirtschaftsstarken Gemeinden zuneige. Wichen die Industriebetriebe dann 
auf die kleineren und ländlich geprägten Gemeinden aus, fanden sie dort 
nicht genügend ausgebaute oder keine erforderliche Infrastruktur.10  
Die Ansiedlung von neuen Industrie- und Gewerbebetrieben in kleineren 
und ländlich geprägten Gemeinden brachte in den 1960er Jahren jedoch 
nicht unbedingt neue Einwohner mit sich. Die Menschen wurden in dieser 
Zeit immer mobiler. Die dadurch entstandene Pendlerbewegung brachte 
wieder neue infrastrukturelle Herausforderungen mit sich. Diese sehr 
kostenintensive und auch z. T. komplexe Verwaltungsleistung konnte von 
den kleinen und mittleren Gemeinden nur schwer oder gar nicht erbracht 
werden.11  
 
2.3 Politisch-gesellschaftliche Ursachen 
 
Durch den starken Anstieg der Aufgaben, sowohl in qualitativer als auch in 
quantitativer Hinsicht, wurde zudem eine Reform nötig. Die kleineren  
 
                                                          
9
 Vgl. Schielke, Die Reichweite der Bindungswirkung von Zusagen in 
Eingemeindungsverträgen der Gebietsreform in Baden-Württemberg, 2012, S. 23 f. 
10
 Vgl. Schielke, Die Reichweite der Bindungswirkung von Zusagen in 
Eingemeindungsverträgen der Gebietsreform in Baden-Württemberg, 2012, S. 24. 
11
 Vgl. Schielke, Die Reichweite der Bindungswirkung von Zusagen in 
Eingemeindungsverträgen der Gebietsreform in Baden-Württemberg, 2012, S. 25. 
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Gemeinden konnten die von ihnen geforderten Leistungen nicht im 
gleichen Umfang erbringen wie die Größeren.  
Die immer größer werdende Aufgabenübertragung der weisungsfreien 
Pflichtaufgaben und der Weisungsaufgaben seitens des Bundes und des 
Landes in den 1960er Jahren an die Gemeinde waren jedoch nicht nur der 
alleinige Grund. Auch immer mehr freiwillige Aufgaben wurden von den 
Gemeinden erwartet. Durch den wirtschaftlichen Aufschwung in den 
1950er und 1960er Jahren in der Bundesrepublik stieg der Anspruch der 
Bevölkerung merklich an. So wurde von den Kommunen ein immer 
größeres Freizeitangebot für die Bürger erwartet. Dies reicht von 
einfachen Bädern bis hin zur kostenintensiven Kultureinrichtung eines 
Theaters oder Opernhauses. Qualitativ mussten die bereits bestehenden 
Einrichtungen und Infrastrukturen an die gewachsenen Anforderungen 
angepasst werden. Schon allein die stark gewachsene Bevölkerung in den 
größeren Gemeinden erforderte einen gewaltigen Ausbau der 
Grundversorgung mit Strom-, Wasser-  und Gasleitungen. Auch die 
Straßen mussten für die größere Menge an Nutzern ausgebaut werden. 
An die Verwaltung selbst wurden ganz neue und zugleich 
anspruchsvollere Aufgaben gestellt. Zudem wollte man als Verwaltung 
den Bürgern bessere Dienstleistungen anbieten, was zur Folge hatte, 
dass qualifizierteres Personal und bessere Strukturen geschaffen werden 
mussten. Dies war von den kleineren Gemeinden nicht mehr alleine zu 
bewältigen, sodass angrenzende kleine Gemeinden die Chance nutzten, 
um sich der benachbarten größeren Gemeinde anzuschließen.12 
Durch diese angesprochenen Veränderungen konnten die kleineren 
Gemeinden ihr Selbstverwaltungsrecht nach Art. 28 Abs. 2 Satz 1 GG 
nicht mehr vollständig ausüben. Denn diese verfassungsmäßige Garantie  
                                                          
12
 Vgl. Schielke, Die Reichweite der Bindungswirkung von Zusagen in 
Eingemeindungsverträgen der Gebietsreform in Baden-Württemberg, 2012, S. 25 ff. 
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ist nur dann gewährleistet, „wenn die Gemeinden in der Lage sind, alle 
örtlichen Angelegenheiten umfassend und in ausreichender Qualität zu 
erbringen.“13 
 
2.4 Ablauf der Gemeindegebietsreform  
 
Der Zeitraum von 1968 bis 1975 wurde benötigt, um die 
Gemeindegebietsreform durchzuführen. Dabei konnten die tiefgreifenden 
Änderungen nicht mit einem schnellen Gesetzesbeschluss vollzogen 
werden. Vielmehr bedarf es der sorgfältigen Vorbereitung und der 
Verabschiedung einiger vorbereitender Gesetze, wie z. B. dem „Ersten 
Gesetz zu Stärkung der Verwaltungskraft kleinerer Gemeinden“ (1968) 
oder dem „Zweiten Gesetz zur Stärkung der Verwaltungskraft kleinerer 
Gemeinden“ (1970). Mit diesen Gesetzen sollten die Voraussetzungen für 
die Gebietsreform sowie finanzielle Anreize für die Gemeinden geschaffen 
werden. Mit dem „Gesetz zur Stärkung der Verwaltungskraft kleinerer 
Gemeinden“ 1968 wurden den Gemeinden, die sich freiwillig 
zusammenschlossen, höhere Zuweisungen, in Form einer Erhöhung der 
Einwohnerzahl um 20% bei beteiligten Gemeinden unter 2.000 
Einwohnern, im Zuge einer Änderung des Finanzausgleichsgesetz (FAG) 
vom 22.06.1970 (GBL. 1970, S. 258 f.) zugesprochen. Im „Zweiten Gesetz 
zur Stärkung der Verwaltungskraft kleinerer Gemeinden“ 1970 kam eine 
weitere attraktive Änderung des Gesetzes hinzu. § 1 dieses Gesetzes 
führte den § 76a in der Gemeindeordnung ein, welcher die Einführung 
einer Ortschaftsverfassung in räumlich getrennten Wohnbezirken zuließ. 
Hiermit traf man genau den Zahn der Zeit. Viele Gemeinden hatten Angst 
vor einen Zusammenschluss, da sie ihre Selbstständigkeit und ihre 
Selbstbestimmung aufgaben. Jetzt konnte, zumindest teilweise, den  
                                                          
13
 Wagener, Gebietsreform und kommunale Selbstverwaltung, DÖV, 1983, S. 746. 
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bisherigen selbstständigen Gemeinden ein gewisses Mitspracherecht 
eingeräumt werden. Dadurch kamen natürlich viele freiwillige 
Eingemeindungen zustande, die einen Eingemeindungsvertrag zur 
Grundlage hatten. Im Februar 1973 gab die Landesregierung die 
Grundsätze zur Zielplanung für die Gemeindereform bekannt. Es wurden 
klare Zahlen und Richtwerte für die künftige Anzahl und Größe von 
zukünftigen Gemeinden genannt. Damit sollten die freiwilligen 
Zusammenschlüsse einen weiteren Anschub erhalten. 
Seit 01.01.1975 ist das „Allgemeine“ sowie das „Besondere 
Gemeindereformgesetz“ in Kraft. Gemeinden die sich bis jetzt noch nicht 
freiwillig zusammengeschlossen hatten, wurden entweder zu 
Einheitsgemeinden oder zu Verwaltungsgemeinschaften per Gesetz 
zusammengeführt.14 
 
2.5  Ergebnisse der Gemeindegebietsreform 
 
Das von der Landesregierung gesteckte Ziel, „Gemeinden zu schaffen, die 
nach Größe und Zuschnitt in der Lage waren, die Aufgaben einer 
modernen Verwaltung zu erfüllen, wurde weitgehend erreicht.“15 
Die gewünschte Größe von ausschließlich Gemeinden ab 8.000 
Einwohner konnte, aus Rücksicht auf die lokalen Gegebenheiten, nicht 
ganz erreicht werden. Jedoch waren die kleineren Gemeinden unter 2.000 
Einwohnern fast vollständig verschwunden. 1.107 Gemeinden blieben am 
Ende der Gemeindegebietsreform 1975, von den ursprünglichen 3.379 
Gemeinden, übrig.16 2016 sind es noch 1.101 Gemeinden in Baden- 
                                                          
14
 Vgl. Schielke, Die Reichweite der Bindungswirkung von Zusagen in 
Eingemeindungsverträgen der Gebietsreform in Baden-Württemberg, 2012, S. 33 ff. 
15
 Schielke, Die Reichweite der Bindungswirkung von Zusagen in 
Eingemeindungsverträgen der Gebietsreform in Baden-Württemberg, 2012, S. 36. 
16
 Vgl. Schielke, Die Reichweite der Bindungswirkung von Zusagen in 
Eingemeindungsverträgen der Gebietsreform in Baden-Württemberg, 2012, S. 36 f. 
 
         
 11
 
Württemberg. Mit Rückschau auf die Ereignisse vor 40 Jahren lässt sich 
heute sagen, dass die Reform wohl in manchen Gebieten besser und in 
einigen schlechter funktioniert hat. 
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3. Die Gemeindegebietsreform in Neresheim  
 
Während das Kapitel zuvor den allgemeinen Ablauf und die abstrakten 
Ziele der Gemeindegebietsreform beleuchtete, werden in diesem Kapitel 
die Situation, der Ablauf und die Ziele in der Gemeinde Neresheim am 
Ende der 1960er und zu Beginn der 1970er Jahre dargestellt. 
 
3.1 Die Gemeinde Neresheim 
 
Die Stadt Neresheim liegt am nordöstlichen Rand der Schwäbisch Alb. Sie 
ist das Grundzentrum der Region Härtsfeld, was sich auch in ihrem Logo: 
„Neresheim – die Härtsfeldstadt“ wiederfindet. Das Härtsfeld ist eine 
Hochebene im Landkreis Ostalbkreis und ist geprägt durch ein raues 
Klima sowie sehr karge, kalkhaltige Böden. Mit ca. 8.000 Einwohnern ist 
Neresheim eine typisch ländlich geprägte Gemeinde, wie die meisten der 
1.101 Gemeinden in Baden-Württemberg. Neresheim besteht aus der 
Kernstadt selbst und den 5 Teilorten Elchingen, Dorfmerkingen, 
Ohmenheim, Kösingen und Schweindorf. Zu diesen Teilorten gehört eine 
Vielzahl von Weilern und einzelnen Gehöften. Die Gemeinde besteht in 
der heutigen Form seit dem 1. Januar 1975 mit der letzten Eingemeindung 
des Teilorts Ohmenheim im Zuge der Gemeindegebietsreform. Neresheim 
ist mit 118 km² Gemarkungsfläche eine der größten Flächengemeinden in 
Baden-Württemberg. Das Stadtgebiet grenzt im Osten an das Bundesland 
Bayern, im Westen an die Stadt Aalen, im Süden an die Gemeinden 
Nattheim, Heidenheim und Dischingen und im Norden an die Gemeinden 
Riesbürg und Bopfingen. 
Neresheim wurde 1095 erstmals urkundlich erwähnt und 1350 zur Stadt 
erhoben. Auch geschichtlich spielte das kleine Neresheim eine 
bedeutende Rolle. Die Schlacht von Neresheim 1796 während der  
         
 13
 
napoleonischen Kriege brachte Neresheim sogar eine Erwähnung im 
Triumphbogen von Paris. 
 
3.2 Die Entwicklungen bis zur Gemeindegebietsrefom in der 
Region Ostwürttemberg 
 
Um die Vorgänge in Neresheim besser verstehen zu können, ist es 
wichtig, einen groben Überblick über die geschichtlichen Hintergründe und 
Abläufe in der Region zu haben. Das Herzogtum Württemberg, das durch 
die napoleonischen Kriege 1806 zum Königreich aufstieg, brauchte als 
Folge dessen eine neue Verwaltungsstruktur. So wurde Neresheim, trotz 
der eher beschaulichen Größe, 1810 zum Oberamt ernannt. 
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Abbildung 1: Historische Karte Oberamt Neresheim. 
 
Quelle: Hildebrand / Jenninger: Ämter – Kreise – Regionen: Die Geschichte des 
Ostalbkreises, in: Pavel (Hrsg.), 40 Jahre Ostalbkreis, 2014, S.19. 
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Die Oberämter waren eine neu geschaffene Verwaltungsebene innerhalb 
der 4 Kreise Donaukreis, Jagstkreis, Neckarkreis und Schwarzwaldkreis, 
des Königreichs Württemberg.17. 
Abbildung 2: Karte der Oberämter 1835 
  
 
Quelle: Hildebrand / Jenninger: Ämter – Kreise – Regionen: Die Geschichte des 
Ostalbkreises, in: Pavel (Hrsg.), 40 Jahre Ostalbkreis, 2014, S. 11. 
                                                          
17
 Vgl. Hildebrand / Jenninger: Ämter – Kreise – Regionen: Die Geschichte des 
Ostalbkreises, in: Pavel (Hrsg.), 40 Jahre Ostalbkreis, 2014, S. 8 f. 
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Schon damals wurden viele bisherige Interessen unterschiedlichster 
Würdenträger, seien es kirchliche oder weltliche gewesen, einfach 
übergangen. Viele bisherigen selbständigen Städte und Besitzungen 
gingen den Fürsten damals verloren. Die Oberämter und Kreise hatten 
über 100 Jahre Bestand. 
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Abbildung 3: Oberämter im Ostalbkreis 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Quelle: Hildebrand / Jenninger: Ämter – Kreise – Regionen: Die Geschichte des 
Ostalbkreises, in: Pavel (Hrsg.), 40 Jahre Ostalbkreis, 2014, S. 9. 
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Eine schon teilweise 1924 versuchte neue Aufteilung der Oberämter und 
Kreise in Landkreise wurde 1938 vollendet. Die Oberämter wurden 
aufgelöst und neue Landkreise geschaffen. Das Oberamt Neresheim ging 
im Landkreis Aalen auf. Bei der territorialen Begrenzung der Landkreise 
wurde keine Rücksicht auf den bisherigen Zuschnitt genommen. 
Wiederum wurden die unterschiedlichsten Interessen ignoriert bzw. 
übergangen. So wurde die neue Kreisgrenze mitten durchs hintere 
Härtsfeld gezogen und damit Gemeinden, die bisher zu Neresheim 
gehörten, dem Landkreis Heidenheim zugeteilt (z. B. Auernheim und 
Dischingen). Dies sollte später noch eine große Rolle für die Gemeinde 
Neresheim spielen. Der Landkreis Aalen hatte dabei bis zur Bildung des 
Ostalbkreises am 1. Januar 1973 Bestand.18 
Da sowohl die Kreisreform als auch die Gemeindegebietsrefom zeitgleich 
stattfanden, spielten die neuen Kreisgrenzen auch eine wichtige Rolle im 
Hinblick auf die Gemeindegebietsreform. Auch hier stand das hintere 
Härtsfeld wieder im Mittelpunkt. Die verschiedenen Planspiele der 
Landesregierung und einiger Expertengruppen ließen der Phantasie freien 
Lauf, da in jede erdenkliche Richtung gedacht wurde. Natürlich kamen 
auch die früheren Grenzen der Oberämter wieder ins Gespräch. Ein neuer 
starker Landkreis, der die bisherigen Kreise Aalen, Gmünd und 
Heidenheim vereinen sollte, stand zur Debatte. Die drei bisherigen Kreise 
versuchten dabei, das Beste für sich herauszuholen und stellten jeweils 
eigene Planspiele an. Am Ende jedoch bildete sich der Ostalbkreis aus 
den Kreisen Aalen und Gmünd.19  
 
 
                                                          
18
 Vgl. Hildebrand / Jenninger: Ämter – Kreise – Regionen: Die Geschichte des 
Ostalbkreises, in: Pavel (Hrsg.), 40 Jahre Ostalbkreis, 2014, S. 22 f. 
19
 Vgl. Hildebrand / Jenninger: Ämter – Kreise – Regionen: Die Geschichte des 
Ostalbkreises, in: Pavel (Hrsg.), 40 Jahre Ostalbkreis, 2014, S. 35 ff. 
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Abbildung 4: Die Region Ostwürttemberg 1973 
 
Quelle: Hildebrand / Jenninger: Ämter – Kreise – Regionen: Die Geschichte des 
Ostalbkreises, in: Pavel (Hrsg.), 40 Jahre Ostalbkreis, 2014, S. 47. 
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3.3 Der Ablauf der Gemeindegebietsreform in Neresheim 
 
Von Anfang an beschäftigte sich die Stadt Neresheim, sowohl die 
Verwaltung als auch deren Gemeinderat, mit zwei grundlegenden 
Themen: 
 
1. Welche möglichen neuen Gemeinden könnten eingemeindet 
werden? 
2. Zu welchem Kreis soll die Stadt Neresheim gehören?20 
 
Wunschvorstellung einiger Neresheimer Gemeinderäte war, die seit der 
Auflösung der Oberämter 1938 bestehende Kreisgrenze mitten durch das 
Härtsfeld aufzulösen und Neresheim alle umliegenden 
Härtsfeldgemeinden einzugliedern. Durch dieses Planspiel stellte sich die 
Frage der zukünftigen Kreiszugehörigkeit. Dabei waren weder der 
bisherige Kreis Aalen noch der Kreis Heidenheim bereit, Gemeinden aus 
ihrem Einflussgebiet zu verlieren. 
Durch den Eintritt der beiden Bürgermeister der Gemeinden Kösingen und 
Schweindorf in den Ruhestand zum Jahresende 1970 kam Bewegung in 
die Thematik. Sie wollten die beiden Gemeinden in einer zukunftsfähigen 
Position verlassen. Dabei gab es eine Vielzahl von Möglichkeiten.21 
Letztlich wurde der Weg des Zusammenschlusses mit der Stadt 
Neresheim gewählt,22 wobei dieser auch mit der Frage der zukünftigen 
Kreiszugehörigkeit Neresheims in Zusammenhang stand.23 Hier zeichnete 
sich schon sehr früh eine klare Tendenz der Stadt Neresheim zum Kreis 
Aalen ab, was der Beschluss des Gemeinderats am 10.08.1970  
                                                          
20
 Vgl. Anlage 1, Protokoll GR Neresheim vom 28.12.1970. 
21
 Vgl. Anlage 2, Schwäbische Post; Artikel: Die Weichen sind gestellt, vom 13.10.1970. 
22
 Vgl. Anlage 1, Protokoll GR Neresheim vom 07.12.1970. 
23
 Vgl.  Anlage1, Protokoll GR Neresheim vom 28.12.1970. 
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verdeutlicht.24 Dass sogar eine der Sitzungen während der Weihnachtszeit 
am 28.12. stattfand zeigt die Brisanz der Angelegenheit. Die Entscheidung 
wurde in der Sitzung sorgfältig überlegt und die Vor- und Nachteile 
erörtert. Auch hinsichtlich der Kreiszugehörigkeit wurde eine klare 
Tendenz in Richtung Kreis Aalen deutlich. Somit stand einer 
Eingemeindung von Kösingen und Schweindorf nichts mehr im Wege, die 
ihre Zustimmung zur Eingemeindung von einem Verbleib beim Kreis Aalen 
abhängig gemacht hatten.25 
Die Eingemeindung der Gemeinden Kösingen und Schweindorf wurde 
zum 01.01.1971 vom Regierungspräsidium Nordwürttemberg genehmigt.26 
Die Gründung der Gesamtgemeinde Kösingen-Schweindorf-Neresheim 
wurde mit einem Festakt in der Turnhalle in Kösingen gefeiert, bei der 
auch der damalige Innenminister des Landes Baden-Württemberg Krause 
anwesend war. Er betonte in seiner Rede ausdrücklich die Wichtigkeit des 
freiwilligen Zusammenschlusses der drei Gemeinden sowie seine Freude 
darüber, dass sie mit gutem Beispiel vorangingen und die 
Gemeindegebietsreform so langsam in Gang komme.27 
Der erste Schritt war somit vollbracht. Allerdings war jedem in Neresheim 
bewusst, dass dies nur der Anfang sein konnte. Die sich in unmittelbarer 
Nähe zu Neresheim befindlichen Gemeinden, sollten so schnell wie 
möglich dem Beispiel Kösingens und Schweindorfs folgen. Große 
Aufregung brachte eine Karte des Innenministeriums im März 1971, die 
darauf schließen ließ, dass Elchingen zum Einzugsbereich der Stadt 
Aalen gehören sollte. Hier war sich jedoch der Gemeinderat einig, dass  
 
 
                                                          
24
 Vgl. Anlage 1, Protokoll GR Neresheim vom 07.06.1971. 
25
 Vgl. Anlage 1, Protokoll GR Neresheim vom 28.12.1970. 
26
 Vgl. Anlage 1, Protokoll GR Neresheim vom 29.01.1971. 
27
 Vgl. Anlage 3, Aalener Volkszeitung; Artikel: Im Kreis Aalen wird es vorbildlich 
gemacht, vom 27.02.1971. 
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die Stadt Aalen keinen zu großen Einfluss auf dem Härtsfeld bekommen 
sollte.28 
Bei einer Besprechung im Landratsamt Aalen zur Zielplanung der 
Gemeindereform am 01.04.1971 machte die Gemeinde Elchingen 
deutlich, lieber eine Verwaltungsgemeinschaft mit den Gemeinden Ebnat 
und Hülen eingehen zu wollen, als sich der Gemeinde Neresheim 
anzuschließen. Daraufhin war man sich im Gemeinderat Neresheim einig, 
so schnell wie möglich mit den betreffenden Gemeinden im Einflussgebiet 
der Stadt Neresheim das Gespräch zu suchen und Verhandlungen über 
die Eingemeindung aufzunehmen.29 Die Frage der Kreiszugehörigkeit 
schien dabei schon entschieden. Dies wurde auch durch die 
Eingemeindung von Kösingen und Schweindorf, die zur Bedingung 
gestellt hatten, beim Kreis Aalen verbleiben zu wollen, bestätigt. Durch die 
Absicht Elchingens, eine eigene Verwaltungsgemeinschaft zu gründen, 
wurde auch die Debatte um die Kreiszugehörigkeit wiedereröffnet. Die 
große Brisanz dieses Themas wird allein schon dadurch deutlich, dass 
über diesen Tagesordnungspunkt bei der Sitzung des Gemeinderats ca. 3 
Stunden lang diskutiert wurde. Dabei waren sowohl alle Bürgermeister der 
umliegenden Gemeinden Neresheims, als auch rund 300 Zuhörer 
anwesend. Zudem wurde in dieser Sitzung die Durchführung einer 
Bürgerbefragung für den 20. Juni 1971 beschlossen, da die Abstimmung 
über die Kreiszugehörigkeit jeweils mit der denkbar knappsten Mehrheit 
entschieden wurde und sich einige Ratsmitglieder kein Urteil erlauben 
wollten (12 Ja-Stimmen 11 Nein-Stimmen, 1 Enthaltungen).30 Allen 
Beteiligten war die Tragweite dieser Entscheidung für die Stadt Neresheim 
klar. Dabei wollte keiner eine falsche Entscheidung treffen, die man später 
vermeintlich bereuen könnte. 
                                                          
28
 Vgl. Anlage 1, Protokoll GR Neresheim vom 23.03.1971. 
29
 Vgl. Anlage 1, Protokoll GR Neresheim vom 13.04.1971. 
30
 Vgl. Anlage 1, Protokoll GR Neresheim vom 07.06.1971. 
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Die anschließende Bürgerbefragung fiel zugunsten des Kreis Heidenheim 
aus. Der Gemeinderat hielt sich an das Votum der Bürgerinnen und 
Bürger und stimmt ebenfalls für den Kreis Heidenheim. Allerdings 
genehmigte die Landesregierung in Stuttgart diesen Willen der 
Neresheimer nicht, worüber man zunächst sehr enttäuscht war.31 
Nachdem damit dieses Thema vom Tisch war, beschäftigte man sich mit 
der formalen Vollendung der Eingemeindung der beiden Gemeinden 
Schweindorf und Kösingen. So wurde in der Sitzung am 23.08.1971 die 
Einführung der Ortschaftsverfassung in Kösingen beschlossen (siehe § 9 
der Vereinbarung über die Eingliederung der Gemeinde Kösingen).32 
Trotz des positiven Ausgangs in Neresheim für den Kreis Aalen, führte die 
Gemeinde Elchingen am 10.10.1971 ebenfalls eine Bürgerbefragung 
durch. Es sollte endgültig die Entscheidung fallen, ob sich Elchingen nach 
Aalen oder nach Neresheim orientieren solle.33 
Für Neresheim ging es dabei auf der einen Seite darum, eine starke 
Größe der Verwaltungseinheit Neresheim zu erhalten - denn ohne 
Elchingen würden lediglich ca. 5.000 – 6.000 Einwohner in Neresheim 
wohnen. Zum anderen ging es auch darum, das Härtsfeld als 
geschlossene Einheit nach außen zu präsentieren und einer 
Zerstückelung des Härtsfeldes vorzubeugen. Trotz der unterschiedlichen 
Meinungen, ob die Entscheidung noch revidierbar sei, besann man sich 
am Ende doch auf ein Ziel: Elchingen sollte unter allen Umstanden im 
Einflussgebiet der Stadt Neresheim bleiben und nicht nach Aalen verloren 
gehen.34 
Die endgültige Entscheidung fiel dann Anfang 1972. Auslöser war dabei 
weder die Entscheidung der Elchinger (in der Bürgerbefragung) noch die  
                                                          
31
 Vgl. Anlage 1, Protokoll GR Neresheim vom 19.07.1971. 
32
 Vgl. Anlage 5, Vereinbarung über die Eingliederung der Gemeinde Kösingen in die 
Stadt Neresheim. 
33
 Vgl. Anlage 1, Protokoll GR Neresheim vom 12.10.1971. 
34
 Vgl. Anlage 1, Protokoll GR Neresheim vom 12.10.1971. 
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Ablehnung seitens Neresheims oder Aalens. Mit dem festen Vorhaben der 
Elchinger nach Aalen zu gehen, war jedoch die Planung einer Grund- und 
Hauptschule in Ebnat, für die geplante Verwaltungsgemeinschaft Ebnat, 
Elchingen und Hülen verbunden. Da in Neresheim allerdings bereits ein 
Schulzentrum mit Grund-, Haupt-, Realschule und Gymnasium vorhanden 
war, machte das Oberschulamt diesem Vorhaben einen Strich durch die 
Rechnung. Darauf resultierend beschloss der Landrat des Kreises Aalen, 
die Zuordnung von Elchingen zum Raum Neresheim nicht zu ändern. 
Womit er Recht behalten sollte.35 Somit wurde das Problem aus der Welt 
geschaffen und Elchingen musste sich seinem Schicksal fügen. 
Unterdessen unternahm Neresheim weitere Bemühungen die 
Eingemeindung der ihr zugeordneten Gemeinden voranzutreiben. In Folge 
dessen wurde am 20.02.1972 der Eingemeindungsvertrag mit der 
Gemeinde Dorfmerkingen36 unterschrieben, der zum 01.03.1972 in Kraft 
treten sollte. Allerdings sollte auch diese Eingemeindung nicht ganz ohne 
Probleme ablaufen. 
Die Gemeinde Dorfmerkingen entschied sich ebenfalls dafür eine 
Bürgerbefragung durchzuführen. Das Ergebnis der Befragung brachte ein 
ganz klares Votum mit 40,5 % für eine Eingemeindung von Dorfmerkingen 
nach Neresheim und 59,5 % gegen die Eingemeindung. Allerdings hielt 
der Gemeinderat von Dorfmerkingen das Votum der Bürgerinnen und 
Bürger nicht für bindend und entschied sich trotzdem für eine 
Eingemeindung nach Neresheim.37 Dieses Verhalten der Ratsmitglieder 
lies die Bürgerinnen und Bürger von Dorfmerkingen so erzürnen, dass 
einige ihrem Ärger in der regionalen Presse Luft ließen. Dies spiegelt die 
damalige Stimmung und Denkweise einiger Bürgerinnen und Bürger  
                                                          
35
 Vgl. Anlage 1, Protokoll GR Neresheim vom 11.02.1972. 
36
 Vgl. Anlage 7, Vereinbarung über die Eingliederung der Gemeinde Dorfmerkingen in 
die Stadt Neresheim. 
37
 Vgl. Anlage 1, Protokoll GR Neresheim vom 20.02.1972. 
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wider, die die freudige Stimmung der Landesregierung über die 
Gemeindegebietsreform nicht immer teilten.38 
 
Die Eingemeindung der Gemeinde Elchingen fand parallel zur 
Eingemeindung der Gemeinde Dorfmerkingen statt. Auch hier wurde 
nochmals eine abschließende Bürgerbefragung durchgeführt. Trotz der 
zuvor heftig geführten Debatte über die Zukunft Elchingens war das 
Ergebnis der Abstimmung eindeutig: 87,3 % stimmten für die 
Eingemeindung nach Neresheim und nur 12,7 % dagegen.39 Der 
Eingemeindungsvertrag wurde am 28.02.1972 unterzeichnet und trat zum 
01.04.1972 in Kraft.40 Die heutige Form der Gemeinde Neresheim war 
damit allerdings noch nicht erreicht – es fehlte noch die Gemeinde 
Ohmenheim. Zunächst wollte Ohmenheim selbstständig bleiben und dabei 
lediglich eine Verwaltungsgemeinschaft mit der Stadt Neresheim bilden.41  
Auf lange Sicht machte die enge Zusammenarbeit beider Gemeinden 
jedoch eine Eingemeindung Ohmenheims unausweichlich. So wurde im 
Jahr 1974 auch mit Ohmenheim die Verhandlung über einen 
Eingemeindungsvertrag aufgenommen.42 Der Eingemeindungsvertrag 
wurde am 25.06.1974 unterzeichnet und trat zum 01.01.1975 in Kraft.43 
 
Zum 01.01.1975 erhielt damit die Stadt Neresheim ihre heutige 
Konstellation. Auch wenn sich mancher eine andere Entwicklung seitens 
der Verwaltung, der Bürger oder auch der Regierung gewünscht hatte, 
zeigt sich doch heute noch die sinnvolle Neugliederung vor 40 Jahren. 
                                                          
38
 Vgl. Anlage 4, Aalener Volkszeitung; Artikel: Unmut in Dorfmerkingen, vom 01.03.1972. 
39
 Vgl. Anlage 1, Protokoll GR Neresheim vom 28.02.1972. 
40
 Vgl. Anlage 8, Vereinbarung über die Eingliederung der Gemeinde Elchingen in die 
Stadt Neresheim. 
41
 Vgl. Anlage 1, Protokoll GR Neresheim vom 27.03.1972. 
42
 Vgl. Anlage 1, Protokoll GR Neresheim vom 18.04.1974. 
43
 Vgl. Anlage 9, Vereinbarung über die Eingliederung der Gemeinde Ohmenheim in die 
Stadt Neresheim. 
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4. Die verschiedenen Formen der 
Gemeindegebietsreform in Baden-Württemberg 
 
Im folgenden Kapitel wird die Rechtsnatur der Eingemeindungsverträge 
behandelt und genauer untersucht. Hier liegt der wesentliche Kern meiner 
Untersuchung, denn nur mit rechtlicher Sicherheit können die Gemeinden 
den Eingemeindungsvertrag als Auslaufmodell ansehen und sich nicht 
mehr an die Zusagen halten.  
 
4.1 Grundlegendes 
 
In den Rechtsvorschriften des Landes Baden-Württemberg sind zwar 
keine Regelungen zu einem Eingemeindungsvertrag zu finden, sehr wohl 
gibt es allerdings sowohl in der Landesverfassung des Landes Baden-
Württemberg als auch in der Gemeindeordnung von Baden-Württemberg, 
Regelungen zu einer Gebietsänderung einer Gemeinde. Da ein 
Eingemeindungsvertrag oder aber eine erzwungene Eingemeindung 
gleichzeitig auch eine Gebietsänderung mit sich bringt, sind hier diese 
Vorschriften besonders zu beachten. Der Begriff „Gebietsänderung“ ist 
folglich für dieses Kapitel mit dem Begriff Eingemeindung gleich zu setzen. 
Für eine Gebietsänderung finden sich die Vorschriften in Art. 74 LV und  
§ 8 GemO wieder. Dabei wird in beiden Paragraphen das „öffentliche 
Wohl“ als Voraussetzung für eine Gebietsänderung gefordert.44 Mit dem 
Begriff „öffentliches Wohl“ sind „öffentliches Interesse“, „Gemeinwohl“ und 
„Wohl der Allgemeinheit“ gleichzusetzen und ist ein sog. unbestimmter 
Rechtsbegriff. Dabei steht für die Auslegung sowohl den Gemeinden aber 
auch den Gesetzgeber ein großer Handlungsspielraum zur Verfügung. 
Hierbei ist stets zu beachten, dass eine Gebietsänderung meist aufgrund  
                                                          
44
 Vgl. Schielke, Die Reichweite der Bindungswirkung von Zusagen in 
Eingemeindungsverträgen der Gebietsreform in Baden-Württemberg, 2012, S. 38. 
         
 27
 
einer kommunalpolitischen Entscheidung erfolgt und die 
Momentaufnahme einer bestmöglichen Lösung widerspiegelt. Zu einem 
späteren Zeitpunkt könnte die Entscheidung in einer völlig anderen 
Richtung getroffen werden.45 
Gemeinden und Gesetzgeber können den Begriff nicht identisch auslegen. 
Sie müssen sich in der Auslegung des Begriffes „öffentliches Wohl“ an Art. 
20 Abs. 3 GG halten. Dabei hat der Gesetzgeber einen größeren 
Spielraum, da er sich nur an die „im Grundgesetz bestimmten Zwecke und 
Mittel als solche“46 halten muss, die Gemeinde hingegen müssen sich an 
die immer für sie gültigen Rahmen nach Art. 20 Abs. 3 GG, Vorrang und 
Vorbehalt des Gesetztes, halten.47 
Da es sich bei diesem Begriff „öffentliches Wohl“ um einen unbestimmten 
Rechtsbegriff handelt, ist es unumgänglich, dass sich die Gerichte 
eingängig mit der Auslegung des Begriffs beschäftigt haben. Dabei wurde 
vor allem darauf geachtet, dass sich die konkreten Begründungen des 
„öffentlichen Wohls“, an die allgemeinen Verfassungsprinzipien halten.48 
Die einschlägigsten Begründungen für das öffentliche Wohl sind: 
 
- Das Demokratieprinzip: 
Demnach sind für die aktive Teilnahme der Bürgerinnen und Bürger 
an den kommunalpolitischen Vertretungen, leistungsstarke und 
effektive Verwaltungen notwendig. Dadurch verstärkt sich die 
Verbundenheit der Bürger mit ihrer Gemeinde. Alles andere würde  
 
                                                          
45
 Vgl. Schielke, Die Reichweite der Bindungswirkung von Zusagen in 
Eingemeindungsverträgen der Gebietsreform in Baden-Württemberg, 2012, S. 40 f. 
46
 Schielke, Die Reichweite der Bindungswirkung von Zusagen in 
Eingemeindungsverträgen der Gebietsreform in Baden-Württemberg, 2012, S. 41. 
47
 Vgl. Schielke, Die Reichweite der Bindungswirkung von Zusagen in 
Eingemeindungsverträgen der Gebietsreform in Baden-Württemberg, 2012, S. 41. 
48
 Vgl. Schielke, Die Reichweite der Bindungswirkung von Zusagen in 
Eingemeindungsverträgen der Gebietsreform in Baden-Württemberg, 2012, S. 42. 
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zu einer Politikverdrossenheit der Bürgerinnen und Bürger führen 
und somit das Demokratieprinzip des Grundgesetzes schwächen.49 
 
- Der Gewaltenteilungsgrundsatz: 
Nur eine Verwaltung, die in ihrer Leistungs- und Verwaltungskraft 
ebenbürtig gegenüber der staatlichen Verwaltung ist, kann ihre 
Rolle als unterste Verwaltungseinheit vollkommen erfüllen. Dabei 
nimmt die Gemeinde die Aufgabe der vertikalen Gliederung der 
horizontalen Gewaltenteilung Exekutive, Judikative und Legislative 
wahr. So eine ebenbürtige Verwaltung kann manchmal nur durch 
eine Gebietsänderung geschaffen werden.50 
 
- Das Sozialstaatsprinzip: 
Hier kommt der Begriff der Daseinsvorsorge in Betracht. Die 
Verwaltung muss, um sich den wachsenden Erfordernissen sowie 
Wünschen der Bürgerinnen und Bürger zu stellen, leistungsstarke 
und effiziente Einheiten bilden.51 
 
- Der Allgemeine Gleichheitssatz: 
Eine Gemeinde ist bestrebt, ihren Bürgerinnen und Bürgern 
dieselben Chancen hinsichtlich Beruf und Bildung, 
Freizeitmöglichkeiten, Wohnmöglichkeiten sowie Lebens- und 
Umweltverhältnissen zu bieten wie in Städten mit größerer 
Bevölkerungsanzahl.52 
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 Vgl. Schielke, Die Reichweite der Bindungswirkung von Zusagen in 
Eingemeindungsverträgen der Gebietsreform in Baden-Württemberg, 2012, S. 43 f. 
50
 Vgl. Schielke, Die Reichweite der Bindungswirkung von Zusagen in 
Eingemeindungsverträgen der Gebietsreform in Baden-Württemberg, 2012, S. 44. 
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 Vgl. Schielke, Die Reichweite der Bindungswirkung von Zusagen in 
Eingemeindungsverträgen der Gebietsreform in Baden-Württemberg, 2012, S. 45. 
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 Vgl. Schielke, Die Reichweite der Bindungswirkung von Zusagen in 
Eingemeindungsverträgen der Gebietsreform in Baden-Württemberg, 2012, S. 45.  
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4.2 Der Eingemeindungsvertrag 
 
Zunächst stellt sich die Frage, welche Vertragsart der 
Eingemeindungsvertrag darstellt. Da ein Eingemeindungsvertrag nur von 
zwei Gemeinden geschlossen werden kann und somit beide 
vertragsschließenden Parteien gleichberechtigt sind sowie keine der 
Parteien über- oder untergeordnet ist, scheidet eine Regelung durch den 
Verwaltungsakt aus. Demnach handelt es sich um einen öffentlich-
rechtlichen Vertrag, im Sinne des § 54 Satz 1 LVwVfG, der zwischen den 
beiden gleichberechtigten Vertragsparteien geschlossen wird.53 Die 
Inhalte von Eingemeindungsverträgen sind lediglich durch 
Mindestanforderungen, den sog. obligatorischen Bestimmungen nach § 9 
Abs. 1 GemO, vorgegeben. Da in den Gesetzen keine inhaltlichen Verbote 
zu finden sind, sind weitere Bestimmungen, sog. fakultative 
Bestimmungen, in solchen Verträgen also zulässig.54 Die 
vorgeschriebenen Inhalte, also obligatorische Bestimmungen, nach § 9 
Abs. 1 GemO sind: 
 
- Umfang der Grenzänderung und Zeitpunkt der 
Rechtswirksamkeit: 
Eine genaue Angabe der zukünftigen Grenzen des 
Gemeindegebiets sowie des Zeitpunkts der Rechtswirksamkeit ist 
hier notwendig.55 
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 Vgl. Schielke, Die Reichweite der Bindungswirkung von Zusagen in 
Eingemeindungsverträgen der Gebietsreform in Baden-Württemberg, 2012, S. 85 f. 
54
 Vgl. Schielke, Die Reichweite der Bindungswirkung von Zusagen in 
Eingemeindungsverträgen der Gebietsreform in Baden-Württemberg, 2012, S. 86 f. 
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 Vgl. Schielke, Die Reichweite der Bindungswirkung von Zusagen in 
Eingemeindungsverträgen der Gebietsreform in Baden-Württemberg, 2012, S.87 f. 
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- Bestimmungen über das neue Ortsrecht: 
Hier gilt es vor allem den Satzungen ein besonderes Augenmerk zu 
schenken. Aufgrund der Unwirksamkeit der Satzungen durch die 
Änderung des Gemeindegebiets, müssen im Zuge der 
Eingemeindung zu sämtlichen Satzungen, vor allem die 
Pflichtsatzungen einer Gemeinde wie Hauptsatzung, 
Haushaltssatzung sowie Satzung über die öffentliche 
Bekanntmachung, Bestimmungen im Vertrag geregelt sein. Da aus 
verwaltungspraktischer Sicht eine zeitgleiche Anpassung nicht 
möglich ist, muss die Anpassung in einem angemessenen Zeitraum 
von 5 Jahren erfolgen.56 
 
- Bestimmungen über die Rechtsnachfolge: 
Solche Regelungen sind - falls notwendig - zu treffen. Ansonsten 
gehen mit der Eingliederung „alle Rechte und Pflichten der 
einzugliedernden Gemeinde im Wege der Gesamtrechtsnachfolge 
auf die aufnehmende Gemeinde über.“57 Die aufnehmende 
Gemeinde übernimmt somit alle öffentlich-rechtlichen Rechte und 
Pflichten.58 
 
- Bestimmungen über die neue Verwaltung: 
Hier geht es vor allem um die Gemeindeorgane der neuen 
Gemeinde. Mit der Auflösung der eingegliederten Gemeinde sind 
die Organe der aufnehmenden Gemeinde ab dem Zeitpunkt der 
Eingliederung auch die Organe der ehemaligen Gemeinde. Hier  
                                                          
56
 Vgl. Schielke, Die Reichweite der Bindungswirkung von Zusagen in 
Eingemeindungsverträgen der Gebietsreform in Baden-Württemberg, 2012, S. 88 ff. 
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 Schielke, Die Reichweite der Bindungswirkung von Zusagen in 
Eingemeindungsverträgen der Gebietsreform in Baden-Württemberg, 2012, S. 93. 
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 Vgl. Schielke, Die Reichweite der Bindungswirkung von Zusagen in 
Eingemeindungsverträgen der Gebietsreform in Baden-Württemberg, 2012, S. 93. 
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trifft § 9 Abs. 1 Satz 3 eine explizite Regel, um die Vertretung der 
untergegangenen Gemeinde sicherzustellen. Demnach sind die 
Mitglieder des Gemeinderats der eingegliederten Gemeinde bis 
zum Zeitpunkt der nächsten regelmäßigen Wahl Mitglieder des 
Gemeinderats der aufnehmenden Gemeinde.59 
 
- Bestimmungen über Vertretungsregelung 
In dem Eingemeindungsvertrag soll eine vertretungsberechtigte 
Person und Stellvertreter der eingegliederten Gemeinde benannt 
werden, allerdings vor Abschluss des Vertrages vom Gemeinderat 
der einzugliedernden Gemeinde, um eventuelle Streitigkeiten über 
die Vereinbarung zu lösen. Diese Vertretung soll befristet sein. Hier 
gilt ebenfalls eine Zeit von 5 Jahren als angemessen.60 
 
Natürlich sind die Verträge, wie eingangs schon angedeutet, auch aus 
Gründen geschlossen worden, die der untergehenden Gemeinde Vorteile 
bzw. Anreize zum Abschluss des Vertrages verschaffen sollten. 
 
Auf diesen fakultativen Bestimmungen lag der Schwerpunkt der 
Verhandlungen über die Eingemeindungsverträge. Die einzugliedernde 
Gemeinde ließ sich den Verlust der Selbstständigkeit mit weitreichenden 
Zusagen der aufnehmenden Gemeinde ausgleichen. Die örtlichen 
Interessen sollten schließlich doch auf die eine oder andere Weise 
gewahrt bleiben. Einige typische Zusagen von Eingemeindungsverträgen 
sind:61 
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 Vgl. Schielke, Die Reichweite der Bindungswirkung von Zusagen in 
Eingemeindungsverträgen der Gebietsreform in Baden-Württemberg, 2012, S. 93 ff. 
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 Vgl. Schielke, Die Reichweite der Bindungswirkung von Zusagen in 
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- Aufrechterhaltung von Gemeindeeinrichtungen 
- Investitions- und Planungsmaßnahmen 
- Einführung der Ortschaftsverfassung 
 
Für das Zustandekommen unterliegen Eingemeindungsverträge auch den 
üblichen formellen und materiellen Voraussetzungen. Diese sind in § 8 
Abs. 1 und 2 GemO geregelt. Zu den formellen Voraussetzungen zählen 
der Beschluss durch den Gemeinderat (§ 8 Abs. 2 Satz 2 GemO), die 
Anhörung der Bürger, nach § 8 Abs. 2 Satz 3 GemO sowie Art. 74 Abs. 2 
Satz 3 LV, sowie die Genehmigung durch die Rechtsaufsichtsbehörde 
nach § 8 Abs. 2 Satz 1 GemO.62 Zu den materiellen Voraussetzungen 
zählt das „öffentlichen Wohl“ (s. Kapitel 4.1). Die Rechtsaufsichtsbehörde 
prüft hier die von der Gemeinde aufgeführten Gründe und erteilt eine 
ermessenfehlerfreie Entscheidung über die Genehmigung oder 
Nichtgenehmigung.63 Die allgemeinen Voraussetzungen beim 
Zustandekommen eines Vertrages nach BGB sind den vorgenannten 
Voraussetzungen übergeordnet. So muss der Rechtsbindungswille beider 
Gemeinden erkennbar sein und ist wie bei einem privatrechtlichen Vertrag 
auszulegen.64 
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 Vgl. Schielke, Die Reichweite der Bindungswirkung von Zusagen in 
Eingemeindungsverträgen der Gebietsreform in Baden-Württemberg, 2012, S. 100 ff.  
63
 Vgl. Schielke, Die Reichweite der Bindungswirkung von Zusagen in 
Eingemeindungsverträgen der Gebietsreform in Baden-Württemberg, 2012, S. 105 f. 
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4.3 Die Zwangszusammenlegung 
 
Das Gegenstück zum Eingemeindungsvertrag bildet die 
Zwangszusammenlegung per Gesetz, welche nach § 8 Abs. 3 GemO 
zulässig ist. An diese sind jedoch strenge Bedingungen geknüpft. So 
müssen nach § 8 Abs. 3 Satz 3 „vor Erlass des Gesetzes die beiden 
Gemeinden und die Bürger, die in dem unmittelbar betroffenen Gebiet 
wohnen, gehört werden.“65 Auch hier gilt analog zur freiwilligen Variante 
„Eingemeindungsvertrag“, das „öffentliche Wohl“ als Grundvoraussetzung 
für eine Gebietsänderung per Gesetz.66 
 
4.4 Die Bindungswirkung von Zusagen in 
Eingemeindungsverträgen 
 
Die zentrale Frage aller Eingemeindungsverträge ist, ob die im Vertrag 
festgeschriebenen Zusagen weiterhin, auch noch nach einem so langen 
Zeitraum wie 40 Jahren, bindend sind. Der überwiegende Teil der 
Zusagen konnte nicht sofort mit der Rechtswirksamkeit des Vertrages 
vollzogen werden. Eine Zusage z. B. über den Erhalt eines Kindergartens 
in einem Ortsteil verlangt zudem eine ständige Erfüllung der 
Verwaltungsorgane der aufnehmenden Gemeinde. Ein Vertrag ist dann 
bindend, wenn aus ihm Rechte und Pflichten begründet werden. Um das 
zu erfüllen, muss er rechtswirksam sein. Zu beachten gilt dabei auch, dass 
die aufnehmende Gemeinde nur Zusagen im Rahmen ihrer 
Handlungsbefugnis machen darf. Überschreitet sie diese, sind die  
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 Schielke, Die Reichweite der Bindungswirkung von Zusagen in 
Eingemeindungsverträgen der Gebietsreform in Baden-Württemberg, 2012, S. 39. 
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Zusagen in der Folge auch nicht bindend.67 Um Rechtswirksamkeit zu 
erlangen „müssen die Zusagen von der Rechtsordnung anerkannt sein. 
Der Gemeinderat als Verwaltungsorgan sowie die gesamte öffentliche 
Verwaltung unterliegen beim Abschluss des Eingemeindungsvertrags dem 
Gesetzmäßigkeitsprinzip des Art. 20 Abs. 3 GG. Der Grundsatz der 
Gesetzmäßigkeit der Verwaltung umfasst zwei Elemente: zum einen den 
„Vorrang des Gesetzes“, wonach staatliches Handeln dem geltenden 
Recht nicht widersprechen darf, zum anderen den „Vorbehalt des 
Gesetzes“, nach dem für staatliches Handeln ein formelles Gesetz als 
Rechtsgrundlage erforderlich ist.“68 Dieses Prinzip ist auch für die 
Handlung der Verwaltung in Form eines vertraglichen Handelns wichtig. 
Ohne dieses Prinzip würden die Verwaltungsverträge ausschließlich dem 
zivilrechtlichen Grundsatz der Privatautonomie unterliegen. Allerdings 
schließt der Gesetzmäßigkeitsgrundsatz das vertragliche Handeln der 
Verwaltung nicht aus, denn die Verwaltung ist nach § 54 ff. LVWVFG 
ausdrücklich dazu ermächtigt. Während der Vorrang des Gesetzes 
unantastbar auch für Verwaltungsverträge gilt, ist der Vorbehalt des 
Gesetzes hingegen umstritten. Es gibt Meinungen, die den Vorbehalt des 
Gesetzes als nicht notwendig bei einem Verwaltungsvertrag erachten. 
Richtig ist hier aber, dass der Gesetzesvorbehalt hauptsächlich dazu 
dient, den Gewaltenteilungsgrundsatz zu unterstützen, was auch bei 
Verwaltungsverträgen gelten muss. Somit müssen beide Prinzipien auch 
für das vertragliche Handeln der Verwaltung gelten, wobei auch hier ein 
Gestaltungsspielraum für die Verwaltung besteht. Zwar gewähren die 
beiden Prinzipien nicht völlig freien Spielraum wie im Zivilrecht, dennoch 
haben sie durch den gesetzlich vorgegebenen Rahmen die Möglichkeit,  
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 Vgl. Schielke, Die Reichweite der Bindungswirkung von Zusagen in 
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die Verträge nach ihren Vorstellungen zu gestalten. Dieser Rahmen ergibt 
sich aus den fehlenden Mindestanforderungen des Vertragsinhalts sowie 
in den wenigen Vorgaben, wonach die gesetzlichen Grundlagen der 
Verwaltung einen großen Beurteilungs- und Ermessensspielraum lassen. 
Hier wird der Begriff der „gesetzesdirigierten“ Vertragsgestaltung 
verwendet. Trotz der Geltung des Gesetzesvorbehalts und des 
Gesetzesvorrangs sind damit die Zusagen in einem 
Eingemeindungsvertrag, z. B. über den Erhalt eines Kindergartens, 
rechtswirksam. Dabei ist lediglich darauf zu achten, dass die Zusagen 
nach dem Gesetzesvorbehalt dem Sinn und Zweck der ermächtigenden 
Norm entsprechen sowie nach dem Gesetzesvorrang die Zuständigkeiten 
nicht überschritten werden und ferner die allgemein gültigen Grundsätze, 
wie der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit, nach § 77 Abs. 
2 GemO, eingehalten werden. Da die den Gemeinden zur Verfügung 
stehende Gestaltungsfreiheit sehr fehleranfällig ist und eine sehr genaue 
rechtliche Betrachtung erfordert, hat der Gesetzgeber mit der Schaffung 
des § 59 LVwVfG einen Rettungsanker für die Gemeinden geschaffen. 
Demnach sind Verwaltungsverträge auch dann rechtswirksam, wenn sie 
nicht nach § 59 LVwVfG nichtig sind. Somit will der Staat erreichen, dass 
manche Rechtsmängel in Eingemeindungsverträgen folgenlos bleiben.69 
Zusätzlich zur Bindung aus dem Gesetzmäßigkeitsgrundsatz kommt noch 
die Bindung an den Vertrag aus dem Grundsatz der Vertragstreue. Dieser 
Grundsatz ist zwar nicht explizit im Verwaltungsrecht aufgeführt, mit dem § 
62 Satz 2 VwVfG und dem § 62 Satz 2 LVwVfG werden allerdings die 
zivilrechtlichen Vorschriften als analog anwendbar betrachtet. Im Zivilrecht 
ist dieser Grundsatz eines der Grundelemente des Vertragsrechts. Somit 
verpflichtet der Grundsatz der Vertragstreue die Gemeinden, ihre Zusagen  
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zu erfüllen.70 Der Gedanke, die Bindung der Zusagen könnte dadurch 
erlöschen, dass die eingegliederte Gemeinde mit Eintritt der 
Rechtswirksamkeit des Eingemeindungsvertrages untergeht, ist nicht 
zutreffend. Auch hier kann sich die aufnehmende Gemeinde der Bindung 
nicht entziehen. Hier kommt es zu keiner sogenannten Konfusion. Sie 
macht das Erlöschen eines Schuldverhältnisses aus einem Vertrag 
dadurch möglich, dass Schuldner und Gläubiger ein und dieselbe 
rechtliche Person werden. Aufgrund der Tatsache, dass die aufnehmende 
Gemeinde zum Gesamtrechtsnachfolger der eingegliederten Gemeinde 
geworden ist, könnte dies eine logische Schlussfolgerung sein. Mit der 
besonderen Interessenlage der untergehenden Gemeinde wird die 
Konfusion umgangen. Die eingegliederte Gemeinde erfährt, vor allem 
durch den freiwilligen Verzicht ihrer eigenen Rechtspersönlichkeit, eine 
starke Benachteiligung ihrer Interessen. Die eingegliederte Gemeinde ist 
also als weiterhin bestehend anzusehen und hat dadurch einen Anspruch 
auf die vertraglichen Zusagen des Eingemeindungsvertrages, auch wenn 
sie real nicht mehr besteht.71 
 
4.5 Ausnahmen der Bindungswirkung 
 
Im vorherigen Abschnitt ging es darum zu zeigen, aus welchen Gründen 
die Zusagen in Eingemeindungsverträgen bindend sind. In den folgenden 
Ausführungen geht es darum, die Ausnahmen zu zeigen, wonach eine 
Zusage möglicherweise als nicht bindend angesehen werden kann. Das 
einzige Mittel der aufnehmenden Gemeinden, sich von den Zusagen in  
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den Verträgen zu lösen, bietet § 60 Abs. 1 Satz 1 LVwVfG. Hier können 
die aufnehmenden Gemeinden damit argumentieren, dass sich die 
tatsächlichen oder rechtlichen Verhältnisse seit Abschluss des Vertrages, 
also meistens vor 40 Jahren, geändert haben. Mit Hilfe dieses 
Paragraphen können die aufnehmenden Gemeinden entweder eine 
Anpassung des Vertrages oder sogar eine Kündigung, wenn einer 
Vertragspartei das Einhalten der Zusagen nicht mehr zumutbar ist, 
verlangen. Der Rechtsgrundsatz von „Treu und Glauben“, nachdem 
Verträge als gemeinsame Geschäftsgrundlage auf gleichbleibenden 
Verhältnissen beruhen, wird mit diesem Gesetz in öffentliches Recht 
umgewandelt. Dieser Grundsatz genießt mittlerweile Verfassungsrang und 
zählt zum ungeschriebenen Bundesverfassungsrecht. Einige parallel 
geltenden Rechte aus dem Vertragsrecht des BGB sind auch auf 
Verwaltungsverträge neben § 60 LVwVfG anwendbar. Die wichtigste 
Regelung nach § 275 BGB, die Unmöglichkeit, ist allerdings nicht auf 
einen Eingemeindungsvertrag anwendbar.72 Die einzelnen 
Tatbestandsvoraussetzungen der § 60 Abs.1 Satz 1 LVwVfG sind 
folgende: 
 
- Änderung der für den Vertragsinhalt maßgeblichen 
Verhältnisse: 
Mit dem Begriff der maßgebenden Verhältnisse kann die 
Geschäftsgrundlage eines Vertrages gleichgesetzt werden. Um die 
Tatbestandsvoraussetzung zu erfüllen, muss für eine der beiden 
Vertragsparteien die Änderung der maßgeblichen Verhältnisse bei 
Vertragsabschluss nicht erkennbar gewesen sein. Sowohl 
rechtliche als auch tatsächliche Verhältnisse müssen hier beachtet  
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werden. Tatsächliche Verhältnisse sind Veränderungen des 
täglichen Lebens wie z. B. der Stand der Technik. Rechtliche 
Verhältnisse sind rechtliche Rahmenbedingungen, die durch 
Rechtsvorschriften oder Änderungen der Rechtsprechung gegeben 
sind. Relevant ist grundsätzlich der Zeitpunkt des 
Vertragsschlusses.73 
 
- Wesentlichkeit der Änderung: 
Hierbei handelt es sich um einen unbestimmten Rechtsbegriff, der 
je nach Einzelfall ausgelegt werden muss. Bei einer solchen 
Änderung ist davon auszugehen, dass einer der Vertragspartner bei 
objektiver Betrachtung den Vertrag so nicht abgeschlossen hätte 
und mit den neuen Verhältnissen nicht rechnen konnte.74 
 
- Änderung nach Vertragsschluss: 
„Die Anwendbarkeit der Norm setzt weiter voraus, dass eine 
Änderung der Verhältnisse nach Vertragsschluss eingetreten ist. 
Die Vorschrift regelt damit unmittelbar nur den Fall des 
nachträglichen Wegfalls der Geschäftsgrundlage.“75 
 
- Unzumutbarkeit des Festhaltens: 
Für diese Tatbestandsvoraussetzung muss der Vertrag mit dem 
bisherigen Inhalt für eine der beiden Vertragsparteien unzumutbar 
sein. Diese Unzumutbarkeit kann meist nur durch subjektive 
Umstände betrachtet werden. Auch hier handelt es sich um einen  
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unbestimmten Rechtsbegriff. Die Interessen eines Vertragspartners 
müssen so stark benachteiligt sein, dass nicht mehr von einem 
Gleichgewicht von Leistung und Gegenleistung gesprochen wird. 
Zudem muss das Vertragsrisiko für einen der beiden 
Vertragspartner weit überschritten sein. Das Risiko muss 
grundsätzlich bei einem Vertrag von Änderungen tatsächlicher oder 
rechtlicher Verhältnisse übernommen werden. Der Einzelfall 
entscheidet je nach vorliegendem Fall, ob das Risiko noch 
zumutbar ist. Bei einem Dauerschuldverhältnis, wie dem 
Eingemeindungsvertrag, ist von einem normalen Vertragsrisiko 
auszugehen, da bei einer Laufzeit über viele Jahre die Änderung 
der Verhältnisse zugunsten oder zulasten einer der beiden 
Vertragspartner als normales Risiko gewertet werden kann.76 Bei 
der Änderung der Verhältnisse, die zu einem Ungleichgewicht 
führen, muss beachtet werden, ob einer der beiden Vertragspartner 
eine „Änderung der Verhältnisse selbst verursacht oder gar 
verschuldet hat und ob er Vorkehrungen gegen die im drohenden 
Nachteile hätte treffen können.“77 
 
Sind die oben beschriebenen Tatbestandsvoraussetzungen erfüllt, 
ergeben sich folgende mögliche Rechtsfolgen: 
 
- Anpassung: 
Rechtlich ist die Anpassung ein Anpassungsverlangen der 
Verwaltung in Form eines Änderungsvertrages. Dadurch soll der 
Vertrag für beide Parteien wieder zumutbar gemacht werden.  
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Hierbei entsteht ein neuer Verwaltungsvertrag nach § 59 LVwVfG. 
Ziel der Anpassung ist ein „Gleichgewicht zwischen Leistung und 
Gegenleistung herzustellen.“78 Grundsätzlich zielt die Anpassung 
auf noch nicht erbrachte oder zukünftig zu erbringende Zusagen im 
Eingemeindungsvertrag hin. 
 
- Kündigung: 
Nur eine nicht mögliche Anpassung der Verhältnisse oder eine 
Unzumutbarkeit der Anpassung rechtfertigt eine Kündigung nach § 
60 Abs. 1 Satz 1 LVwVfG. Auch die vorgeschriebene Form der 
schriftlichen Kündigung nach § 60 Abs. 2 LVwVfG muss beachtet 
werden. Die Kündigung bringt den Vertrag zum Erlöschen. Die 
Pflichten und Ansprüche erlöschen ebenfalls. Die bereits 
erbrachten Leistungen werden von der Kündigung nicht berührt, 
somit hat die aufnehmende Gemeinde keinen Anspruch auf 
Rückgewährung. 
 
Von der Rechtsprechung anerkannte wesentliche Änderungen im Sinne 
des § 60 Abs. 1 Satz 1 LVwVfG sind: 
 
- Die finanziellen Verhältnisse: 
Seit den 1970er Jahren sind die Ausgaben der Gemeinden in 
Baden-Württemberg nicht proportional zu den Einnahmen 
gestiegen. Die Aufgaben der Gemeinden, die sie von Bund und 
Land zur Erledigung übertragen bekommen, betragen inzwischen 
ca. 90 % der Gesamttätigkeit. Für diese erhalten sie jedoch keinen 
finanziellen Ausgleich, was zu einer finanziell angespannten Lage  
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 Schielke, Die Reichweite der Bindungswirkung von Zusagen in 
Eingemeindungsverträgen der Gebietsreform in Baden-Württemberg, 2012, S. 213. 
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der Gemeinden führt. Vor 40 Jahren war der prozentuale Anteil 
noch wesentlich geringer.79 Trotz der leichten Erholung der 
Einnahmeseite aufgrund sprudelnder Steuereinnahmen in den 
letzten drei Jahren ist die Veränderung der finanziellen Lage der 
Gemeinden nicht von der Hand zu weisen. Demnach ist hier von 
einer wesentlichen Änderung im Sinne des § 60 Abs. 1 Satz 1 
auszugehen. 
 
- Demographischer Wandel: 
Der zu erwartende Bevölkerungsrückgang macht auch vor den 
Gemeinden Baden-Württembergs nicht Halt. Die Auswirkungen für 
die Gemeinden sind eine sinkende Nachfrage an kommunale 
Leistungen, neues Bedarfsangebot vor allem für ältere Menschen, 
gleichbleibende Kosten bei weniger Einnahmen aufgrund 
geringerer Nutzung öffentlicher Einrichtungen, geringere 
Steuereinnahmen aufgrund der sinkenden Zahl an Erwerbstätigen. 
Dies alles führt zu einer wesentlichen Änderung.80 
 
- Änderung durch Informationstechnologie: 
Da das Angebot der Verwaltung immer mehr Online-Leistungen für 
die Bürger bereithält und stetig ausgebaut wird, sind personelle 
Veränderungen infolgedessen auch als wesentliche Änderung 
anzusehen.81 
 
 
                                                          
79
 Vgl. Schielke, Die Reichweite der Bindungswirkung von Zusagen in 
Eingemeindungsverträgen der Gebietsreform in Baden-Württemberg, 2012, S. 216 ff. 
80
 Vgl. Schielke, Die Reichweite der Bindungswirkung von Zusagen in 
Eingemeindungsverträgen der Gebietsreform in Baden-Württemberg, 2012, S. 222 ff. 
81
 Vgl. Schielke, Die Reichweite der Bindungswirkung von Zusagen in 
Eingemeindungsverträgen der Gebietsreform in Baden-Württemberg, 2012, S. 226. 
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5. Beispiele der Herausforderungen mit 
Eingemeindungsverträgen in Neresheim 
 
Neben all den kritischen Ausführungen gibt es in dem langen Zeitraum seit 
der Eingemeindung vor über 40 Jahren dennoch zahlreiche Beispiele, die 
die Herausforderungen mit Eingemeindungsverträgen aufzeigen. Ich habe 
mich für zwei Beispiele entschieden, die unter zwei verschiedenen 
Aspekten betrachtet werden. Beide Bespiele sind in direkter Folge aus 
den Zusagen in Eingemeindungsverträgen entstanden. 
 
5.1 Sicherung der Ortschaftsverwaltung 
 
Dieses Beispiel betrifft alle Ortschaften gleichermaßen. In jedem der 
Eingemeindungsverträge haben sich die heutigen Ortsteile eine 
Verwaltung am Ort selbst gesichert.82 D.h. das ehemalige Rathaus wurde 
als Außenstelle der Neresheimer Stadtverwaltung weiterbetrieben. An 
diesem Beispiel kann gezeigt werden wie eine Anpassung im beidseitigen 
Einverständnis die Eingemeindungsverträge erfolgen kann. Die Zusagen 
sind sehr großzügig gestaltet, was den Umfang der Außenstellen der 
Verwaltung in den Ortsteilen angeht. Der Bedarf an Personal in den 
jeweiligen Ortschaften wurde durch die immer weiter aufkeimende 
Informationstechnologie, wie bereits in Kapitel 4.4 beschrieben, immer 
weiter zurückgefahren. Hier waren sich sowohl die eingegliederte als auch 
die aufnehmende Gemeinde über den zukünftigen Bedarf einig und haben 
die Personalstruktur angepasst. Heute sind die Leistungen der Verwaltung 
in den Ortsteilen sehr zurückgefahren worden und werden in allen 
Ortsteilen von einer Mitarbeiterin, die an einem Tag der Woche jeweils vor  
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Ort ist, erbracht.83 Trotzdem musste durch die Entwicklung der 
Informationstechnologie eine Lösung gefunden werden, die es in den 
Ortsteilen möglich machte, einen gewissen Mindeststandard an 
Dienstleistungen anzubieten. Neresheim entschied sich hier für die 
Anschaffung eines sogenannten „mobilen Bürgerbüros, welches viele 
Angebote eines Bürgerbüros anhand einer Datenverbindung zum 
Rechenzentrum ermöglicht. 
 
5.2 Kindergarten Schweindorf 
 
Das zweite Beispiel betrifft ausschließlich die Forderungen und Belange 
des heutigen Ortsteils Schweindorf. Im Jahr 2006 wurde vom 
Gemeinderat der Stadt Neresheim versucht, eine zukunftsorientierte 
Lösung für den städtischen Kindergarten in Schweindorf zu finden. Die 
durch den demografischen Wandel bedingten Geburtenrückgänge 
machten sich auch in Schweindorf bemerkbar, sodass Überlegungen 
hinsichtlich einer Schließung angestellt werden mussten.84 Die Stadt 
Neresheim hatte jedoch im Eingemeindungsvertrag mit Wirkung zum 
01.01.1970 die Einrichtung und den Betrieb eines Kindergartens 
zugesichert.85 Nach mehreren Debatten und Beratungsgesprächen in den 
verschiedenen Gremien und Vertretern der Eltern im Jahr 2007 wurde in 
der Gemeinderatssitzung am 19.03.2007 beschlossen, dass der 
Kindergarten in Schweindorf zum Ende des Schuljahres 2007/2008 
geschlossen werden soll.86 Der Ortschaftsrat von Schweindorf pochte 
allerdings auf die Einhaltung des Eingemeindungsvertrages und ging vor 
das Verwaltungsgericht Stuttgart, um seine Rechte einzuklagen. Die Stadt  
                                                          
83
 Vgl. Anlage 10, Interview mit Bürgermeister Gerd Dannenmann, Frage 8.   
84
 VG Stuttgart, Urteil vom 28.03.2008, 7 K 4779/07, S. 2 ff.  
85
 Vgl. Anlage 6, § 16 Vereinbarung über die Eingliederung der Gemeinde Schweindorf in 
die Stadt Neresheim. 
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 VG Stuttgart, Urteil vom 28.03.2008, 7 K 4779/07, S. 4.  
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Neresheim wiederum bestand auf die Anerkennung der durch den 
demografischen Wandel verursachten geänderten Verhältnisse, die eine 
Anpassung des Eingemeindungsvertrages erforderlich machten und man 
sich nicht mehr an die Vereinbarung im Eingemeindungsvertrag halten 
müsse. Die Stadt Neresheim argumentierte, dass die Erhaltung des 
Kindergartens gegen den in § 77 Abs. 2 GemO festgeschriebenen 
Grundsatz der sparsamen und wirtschaftlichen Haushaltsführung verstößt. 
Zudem sei die Betreibung eines Kindergartens mit lediglich 7 Kindern, die 
im laufenden und kommenden Jahr den Kindergarten Schweindorf 
besuchen würden, pädagogisch nicht sinnvoll. Das Gericht wies beide 
Argumente zurück. Dabei wurde in der Urteilsbegründung, wie oben 
gezeigt, auch der Frage der „Änderungen der wesentlichen Verhältnisse“ 
etc. nachgegangen. Demnach sind, nach Auffassung der Richter, sowohl 
der Rückgang der Kindergartenkinder, der auch schon in früheren Jahren 
in Schweindorf zu beobachten war, als auch die sinnvolle Pädagogik mit 7 
Kindern, keine Begründung für eine Anpassung des 
Eingemeindungsvertrages. Auch die Sparpotenziale, die die Stadt 
Neresheim sich durch die Schließung erhoffte, sind kein Grund um den 
Vertrag nicht zu erfüllen.87 Die Schließung des Kindergartens wurde damit 
verhindert. Für das Gericht spielte es dabei in keinster Weise eine Rolle, 
dass der Eingemeindungsvertrag schon über 30 Jahre alt ist und somit 
seine Rechtswirksamkeit verloren hätte. 
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6. Fazit  
 
Wie kann nun die eingangs gestellte Frage nach dem Sinn oder Unsinn 
der Eingemeindungsverträge beantwortet werden? Am Beispiel einer 
Stadt und einer Region habe ich aufgezeigt, welche komplizierten 
Verhältnisse und Konstellationen vor 40 Jahren geherrscht haben.  
Die damals getroffenen Entscheidungen wurden sicherlich nicht leicht 
gefällt. Jede Entscheidung muss im Kontext ihrer Zeit betrachtet werden.88 
Dass die Bevölkerung und die Verwaltung zum damaligen Zeitpunkt so 
manches möglicherweise anderes regeln wollte, kann man auch heute 
noch anhand der vorhandenen Protokolle und Zeitungsartikel zwischen 
den Zeilen lesen. Die damals beim Verhandeln der Zusagen in den 
Eingemeindungsverträgen vorherrschende „Basarmentalität“ ist ebenfalls 
an der ein oder anderen Stelle zu spüren. Nichts desto trotz ist nach über 
40 Jahren im Großen und Ganzen doch ein gutes und konstruktives 
Miteinander, zumindest in Neresheim, vorzufinden, so Bürgermeister 
Dannenmann im Interview.89 Was die rechtliche Seite betrifft, so sind die 
Eingemeindungsverträge, wie in der Bachelor-Arbeit ausführlich gezeigt, 
auch nach 40 Jahren noch einwandfreie Verträge, für die es zwar 
Anpassungs- oder Kündigungsgründe gibt, allerdings werden diese in 
einem sehr engen Korsett gehalten. Die Verhältnisse erfordern eine sehr 
deutliche Veränderung, um die Bindungswirkung der Zusagen in 
Eingemeindungsverträgen zum Erlöschen zu bringen. 
So kann ich am Ende sagen, dass der Eingemeindungsvertrag doch kein 
Auslaufmodell ist, sondern aus rechtlichen Gründen nach wie vor 
zeitgemäß. Auch wenn das eingangs gewählte Beispiel der Mercedes G-
Klasse aus anderen Gründen als noch zeitgemäß gilt, so sind auch  
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 Vgl. Anlage 10, Interview mit Bürgermeister Gerd Dannenmann, Frage 4. 
89
 Vgl. Anlage 10, Interview mit Bürgermeister Gerd Dannenmann, Frage 7. 
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Eingemeindungsverträge, wie ein Auto, an die zeitlichen Gegebenheiten 
anzupassen und auf den neuesten Stand zu bringen. Selbstverständlich 
mit engeren rechtlichen Vorgaben, allerdings aus nicht weniger wichtigen 
Gründen. Dies wurde mir im Interview mit Bürgermeister Dannenmann 
deutlich. Er ist darauf angewiesen, dass die Zusammenarbeit mit seinen 
Teilorten gut und konstruktiv funktioniert und wie bei einer guten 
Freundschaft oder eben einem Automodell geht das nur durch gute 
Pflege.  
Dass es kommunalpolitisch sowie gesellschaftlich vielleicht sinnvoll wäre, 
die Verträge aufzulösen, um sich als große zusammengehörende 
Gemeinde zu betrachten, darüber kann man verschiedene Ansichten 
haben. Allerdings wäre dies nur in gegenseitigem Einverständnis möglich 
oder durch eine neue Reform seitens der Regierung. Konkurrenz belebt 
nach wie vor das Geschäft90 und die Partizipation der einzelnen 
Bürgerinnen und Bürger in den Ortschaften wird somit gefördert. Man 
kann also geteilter Meinung sein, ob das Bestehen der 
Eingemeindungsverträge nach so langer Zeit noch sinnvoll ist. Rechtlich 
gesehen, gelten sie nach wie vor und werden das in absehbarer Zeit auch 
immer noch tun, außer es finden beide einen Kompromiss im 
gegenseitigen Einvernehmen.  
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 Vgl. Anlage 10, Interview mit Bürgermeister Gerd Dannenmann, Frage 7. 
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7. Schlusswort 
 
Für die Stadt Neresheim ist die Frage der Bindungswirkung der 
Eingemeindungsverträge ein besonderes Anliegen, was nicht zuletzt 
aufgrund der Auseinandersetzung mit Schweindorf im Jahr 2007 an 
Bedeutung gewann. Ich hatte aber auch ein persönliches Interesse, 
insbesondere im Hinblick auf die geschichtlichen Hintergründe der Stadt 
Neresheim. Ich hoffe, der Stadt Neresheim mit den Ausführungen und 
rechtlichen Klarstellungen in meiner Arbeit eine Hilfestellung für künftige 
Problemfragen an die Hand geben zu können. 
Bedanken möchte ich mich für die tolle Unterstützung seitens der Stadt 
Neresheim, des Landratsamtes Ostalbkreis und allen, die an der 
Fertigstellung der Arbeit mitgeholfen haben. 
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8. Anlagen  
 
 
Anlage 1: Interview mit dem Bürgermeister der Stadt 
Neresheim Gerd Dannenmann 
 
1. Welche Erinnerungen haben Sie persönlich noch an die Zeit 
der Gemeindegebietsreform in den 1970er Jahren? 
Ich habe zum einen noch lebhafte Erinnerungen daran, da es in meine 
Ausbildungszeit von 1974 bis 1979 gefallen ist und zum anderen habe ich 
es in meiner Heimatgemeinde Großkuchen miterlebet, als es um die Frage 
ging, wohin Großkuchen eingemeindet wird, ob zu Neresheim, in Form 
einer Verwaltungsgemeinschaft oder zu Heidenheim. Wobei hier auch die 
Kreisgrenze beachtet werden musste. Hier wurden teils lebhafte 
Diskussionen geführt. Es wurde jedoch eine relativ klare Tendenz zu 
Heidenheim spürbar.  
In Neresheim selber habe ich die Diskussion um die Kreiszugehörigkeit 
und die Eingemeindungen erst im Nachhinein mitbekommen.  
 
2. Hätten Sie damals gedacht, dass die Entscheidungen, die 
damals getroffen wurden, auch noch nach 40 Jahren eine so 
große Rolle spielen? 
Ich glaube für die Bürger selbst spielen die Kreisgrenzen oder auch die 
Gemeindegrenzen nicht eine so große Rolle. Hauptsächlich werden die 
Grenzen durch alltägliche Dinge, wie etwa die Presselandschaft spürbar. 
Im Bereich der Schulen, Einkaufsmöglichkeiten, Bäder oder Ärzte etc. sind 
die Grenzen verschwommen. Schlussendlich ist das Angebot für die 
Bürger entscheidend und nicht die Grenzen, die vor 40 Jahren gezogen 
wurden.  
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3. Sind Sie der Meinung, dass die Gemeindegebietsreform eine 
erfolgreiche Reform war? 
Man muss das Ergebnis differenziert betrachten. Es gibt Gemeinden mit 
Ortschaftsverfassungen, die schon einen Schritt weiter sind und 
akzeptieren, dass die Verträge zur Eingemeindung erfüllt sind und ein 
Ortschaftsrat nicht mehr notwendig ist. 
Auf der anderen Seite, haben die kommunalpolitischen Vertretungen in 
den Ortschaften, die ein eigenständiges kulturelles Leben haben, ein 
eigenständiges Vereinsleben und in denen die Dorfgemeinschaft noch 
stark ausgeprägt ist, ihre Berechtigung. 
Im Verwaltungshandeln ist es aufwendig, jede Meinung zu hören, jedoch 
berechtigt.  
In Betrachtung der Zielsetzung der Effizienzsteigerung der Gemeinden 
war sie in der Hinsicht erfolgreich, dass bestimmte zentrale Einrichtungen 
für die Gemeinde leichter zu stemmen sind. Die Verwaltung wurde auch 
um ein vielfaches effizienter. Hier wurden sinnvolle Synergieeffekte erzielt.  
Eine gewisse Grundausstattung, wie Kindergärten etc., brauchen die 
einzelnen Ortschaften allerding nach wie vor. Im Einzelnen kommt es aber 
auch auf die Größe und Ausstattung an.  
 
4. Trauern Sie einer bestimmten Entscheidung von damals nach? 
Trauern könnte ich nicht sagen, zumal es im Nachhinein immer anders 
betrachtet wird. Man muss eine Entscheidung immer in der Zeit sehen, in 
der sie gefällt worden ist. Die Wünsche der Bevölkerung und der 
damaligen kommunalpolitischen Vertreter, die sich damals unterschieden, 
kommen auch heute noch manchmal zur Sprache.  
Wie es wäre, wenn Neresheim zum Kreis Heidenheim gehören würde, 
lässt sich nur vermuten. Neresheim fühlt sich im Ostalbkreis gut 
aufgehoben. 
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5. Welche Entscheidung hätten Sie in den 70er Jahren für die 
Stadt Neresheim  
anders getroffen? 
Es ist schwierig, die damaligen Vorgänge nachzuvollziehen. Es ist auch 
positiv, dass manche Ortschaften politisch zu einem anderen Kreis oder 
Gemeinde gehören und sich trotzdem nach Neresheim orientieren.  
Die Eingemeindungsverträge finde ich aus heutiger Sicht sehr großzügig 
gestaltet. Manchmal sind sie nicht ganz so einfach umzusetzen. Sie 
unterscheiden sich manchmal von der tatsächlichen Entwicklung. 
 
6. Wir groß ist der Einfluss der Reformen heute noch für die Stadt 
Neresheim? 
Nach wie bestehen die gleichen gesetzlichen Grundlagen und wir haben 
uns daran zu halten, ob das nun die Eingemeindungsverträge oder die 
Gemeindeordnung betrifft.  
In aller Regel konnten wir, Gemeinderat, Ortschaftsrat und Verwaltung, 
alles immer in die gleiche Richtung bringen, was sehr wichtig für die Arbeit 
in einer Gemeinde ist. Man ist darauf angewiesen, dass man sich nicht 
ständig auseinanderdividiert und versucht, mit den vorhandenen 
Ressourcen das Optimale zu erreichen.  
 
7. Haben Sie den Eindruck, dass es zwischen der Stadt 
Neresheim und ihren Teilorten eine gewisse Rivalität bzw. eine 
Angst benachteiligt zu werden herrscht oder überwiegt das 
Miteinander? 
Im Großen und Ganzen überwiegt das Miteinander. Auf der anderen Seite 
schadet eine gewisse gesunde Rivalität nicht. Jede Ortschaft will 
berechtigterweise seine Identität bewahren.  
Auch die verschiedenen Zeiten müssen betrachtet werden. In finanziell 
schwierigeren Zeiten steigt die Befürchtung, benachteiligt zu werden. Ich 
bin aber auch dankbar dafür, dass in den letzten Jahren das Verständnis 
dafür gestiegen ist, eine projektbezogene Verteilung von finanziellen 
Mitteln an die Ortschaften dem Gießkannenprinzip vorzuziehen.  
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8. Mit welchen Problemen, die aus der Gemeindegebietsreform 
bzw. den Eingemeindungsverträgen entstanden sind, müssen 
Sie heute noch in Ihrem Tagesgeschäft auseinandersetzen? 
Manches wäre sicher einfacher ohne die Gemeindegebietsreform, z.B. 
was die Verwaltungen in den einzelnen Ortschaften angeht, welche wir 
jetzt sehr zurückgefahren haben. Was zum jetzigen Zeitpunkt nicht 
geändert werden kann und auch von mir nicht geändert werden soll. 
Das Thema Grundschulen in den einzelnen Ortschaften wäre sicherlich 
auch einfacher zu lösen gewesen. Wobei hier auch das Land ein 
Mitspracherecht hat. Die Frage „Außenstelle Härtsfeldschule“ oder 
„eigenständige Grundschule“ kann nicht einfach am Schreibtisch 
entschieden werden. Hier habe ich großen Wert auf die Anhörung und 
Mitwirkung der Beteiligten gelegt.  
Im Hintergrund laufen jedoch nach wie vor die Eingemeindungsverträge 
weiter. 
 
9. Waren Sie überrascht, dass ein Teilort der Stadt Neresheim 
sogar bis vor das Verwaltungsgericht geht, um seine Rechte 
durchzusetzen? 
Ja, ehrlich gesagt ja. Es hat nichts darauf hingedeutet. Man hat mehrere 
Versammlungen mit Ortschaftsrat, Bürgern und Eltern abgehalten, bei 
denen habe ich gespürt, dass ein gewisser Gegendruck vorhanden ist. 
Allerdings war ich der Meinung, dass wir eine gemeinsame Lösung finden 
und das Verständnis für die Entscheidung der Verwaltung gegeben ist. 
Der Gang vor das Verwaltungsgericht kam dann mehr oder weniger aus 
heiterem Himmel. Es wurde bei den Versammlungen davor nicht 
angedroht, vors Gericht zu ziehen. 
 
10. Waren Sie vorm Urteil, dass die Rechte des Teilortes gestärkt 
hat, enttäuscht? 
Auch vom Urteil war ich überrascht, dass die Rechte der Ortschaft auf 
Grundlage des Eingemeindungsvertrags, der zu diesem Zeitpunkt auch 
schon 30 Jahre Bestand hatte, gestärkt wurde, obwohl der Betrieb eines 
Kindergartens mit einer Gruppengröße von 7 Kindern pädagogisch nicht 
sinnvoll erschien, was auch von den Fachberatern so gesehen wurde.  
Wir haben das Urteil dann so akzeptiert und sind nicht vor den VGH 
gezogen. 
Im Übrigen ruht die Kindertageseinrichtung seit dem 01.09.2015 durch 
Übereinkunft des Ortschaftsrats, der Elternschaft und der Verwaltung. 
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11. Hätten Sie sich in der Auseinandersetzung, um den 
Kindergarten in Schweindorf, eine andere Vorgehensweise 
gewünscht? 
Im Vorfeld ist die große Drohung, wir ziehen vor Gericht, nicht gekommen. 
Ob der Gemeinderat anders entschieden hätte, bezweifle ich. 
12. Sind Sie im Umgang mit den Teilorten, durch das Urteil, 
sensibler geworden, was Auseinandersetzungen anbelangt? 
Man hat seine Lehren daraus gezogen. Wobei ich der Meinung bin, dass 
irgendwo die Grenze sein muss, was eine kleine Stadt wie Neresheim, die 
gleichzeitig große Flächengemeinde ist, an Dezentralität leisten kann. 
 
13. Wie bewerten Sie heute die damaligen Verhandlungsmethoden 
über die Eingemeindungsverträge? 
Ich kann mir vorstellen, dass die Gemeinden um Neresheim herum zu der 
Zeit sehr selbstbewusst aufgetreten sind. Das Ziel war, eine so große 
Einheit wie möglich zu schaffen. Die ehemaligen Gemeinden wollten so 
viel wie möglich an Eigenständigkeit retten und möglichst viel Investitionen 
für ihre Gemeinde rausholen.  
 
14. Denken Sie, dass die 40 Jahre alten Eingemeindungsverträge 
zu Recht noch Bestand haben?  
Einen Vertag kann man nur im gegenseitigem Einverständnis auflösen. 
Die Ortschaften müssten sich bereit erklären, alles aufzugeben, was in 
den Verträgen festgeschrieben ist. Es gibt ein paar Ortschaften, die so 
etwas machen. 
Nach meinem Eindruck wird das in Neresheim nicht so schnell 
geschehen.  
Abweichend zu den Vereinbarungen in den Eingemeindungsverträgen 
besteht ja durchaus für beide Seiten die Möglichkeit, sich im 
gegenseitigen Einvernehmen über die Durchführung von Projekten oder 
über Änderungen zu einigen. Beispielsweise haben die Ortschaften 
Kösingen, Dorfmerkingen und Ohmenheim zugestimmt, dass ihre 
Grundschulen zu Außenstellen der Härtsfeldschule werden. Ferner sind 
die vereinbarten Investitionen im Großen abgearbeitet und neue Aufgaben 
weit darüber hinaus durchgeführt worden (bspw. Erschließung mit DSL, 
Kinderbetreuung für die unter 3jährigen, etc.).  
 
 
 
 
         
 53
 
15. Wie sehen Sie die zukünftige Entwicklung der Teilorte, bleiben 
Ortschaftsverfassung und unechte Teilortswahl weitere 40 
Jahre unantastbar?? 
Es ist schwierig, eine Vorhersage zu treffen. Es ist auch von Ortschaft zu 
Ortschaft unterschiedlich. Ich glaube, dass es den Ortschaften zum 
jetzigen Zeitpunkt wichtig ist. Allerdings hört man auch immer wieder von 
Problemen in den Ortschaften, Kandidaten für die Ortschaftsräte zu 
finden. Keiner kann genau sagen, was die Zukunft bringt.  
 
In den letzten Jahren haben wir in verschiedenen Einzelfällen erfolgreich 
Einigkeit auf beiden Seiten erzielt. 
 
16. Denken Sie, dass die Problematik eine Generationenfrage ist? 
Ich finde schon, dass hier ein Umdenken da ist und die Zeit für das 
Zusammenwachsen arbeitet. Ich denke an unsere weiterführenden 
Schulen oder Kooperationen im Jugendbereich, bspw. in den 
Fußballabteilungen.  
 
Es sind beide gefordert, die Ortschaften und die Hauptgemeinde mit 
Bürgerschaft, Kommunalpolitik und Verwaltung. Man muss immer im 
gegenseitigen Miteinander arbeiten. Ich habe aber auch Verständnis 
dafür, dass bestimmte Einrichtungen vor Ort bleiben sollen.  
 
17. Denken Sie, dass in absehbarer Zeit wieder eine so große 
Reform auf die Gemeinden in Baden-Württemberg zukommt? 
In naher Zukunft ist dies meines Erachtens kein Thema. 
 
Vielen Dank für das Interview.  
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Anlage 2: Zeitungsartikel Schwäbisch Post 13.10.1970 
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Anlage 3: Zeitungsartikel Aalener Volkszeitung 
27.02.1971 
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Anlage 4: Zeitungsartikel Aalener Volkszeitung 
01.03.1972 
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